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Im Vorzimmer

Wohin es Grossrätinnen und Grossräte in die Ferien zieht
«Beim Wassersport 
abschalten»

«Wie jedes Jahr
besuchen wir wäh-
rend knapp dreier
Wochen die Mittel-
meerinsel Giglio. 
Die Familie meines
Mannes hat dort
seit rund 40 Jahren
ein Häuschen. Um
uns zu erholen und
abzuschalten, steht
Wassersport auf

dem Programm. Wir gehen baden,
windsurfen, segeln oder Kanu fahren.
Die grüne Insel ist unser Traumort, und
die Ferien sind eine Art Heimkommen.»

«Am Strand die Seele
baumeln lassen»

«Mit meiner Partne-
rin verbringe ich 
eine Woche auf
Ibiza. Wir besuchen
aber nicht den
Party strand, son-
dern haben uns
eine schöne Bucht
ausgesucht, wo es
sich Baden und die 
Sonne geniessen
lässt – eben einfach

einmal die Seele baumeln lassen.
Danach renoviere ich während zwei
Wochen mit dem Verein ‹Give a 
Chance› ein Schulhaus in Kamerun.»

«Wir haben Buckelwale 
beobachtet»

«Ich war gerade
eben während
zwölf Tagen in den
USA. In San Fran-
cisco waren wir an 
die Hochzeit von
Freunden geladen.
Diese bunte, offene 
und progressive 
Stadt hat uns sehr
gut gefallen. In der
Sierra Nevada 

genossen wir die Natur und in der Mon-
terey Bay beobachteten wir Buckelwale
– faszinierend, diese springenden Rie-
sen in einem geschützten Ökosystem.»

«Lange Abende bei 
gutem Essen und Wein»

«Zuerst besuche
ich mit meiner
Familie für zehn
Tage Schulfreunde
am Marmarameer 
in der Türkei.
Danach gehen wir
vier Wochen nach 
Nizza. Wir werden 
uns am Meer erho-
len und die langen
Abende bei gutem

Essen und Wein verbringen. Eine solche 
Auszeit ist immer mal wieder nötig, um
mich vom Stress der vielen Termine zu
erholen, die ich täglich habe.»

«Viertelfinal Frankreich 
gegen Island» 

«Zuerst gehts mit
meiner Tochter, 
dem Sohn und drei 
jungen Herren ein
paar Tage nach
Paris. Dort werden
wir uns den Viertel-
final Frankreich 
gegen Island
anschauen. Danach 
reisen wir in die
Nähe von Rom, an 

den Lago di Bracciano in unser Haus. 
Zur Erholung stehen dann Schwimmen,
Tennis spielen und natürlich die Sonne
genies sen auf dem Programm.»

Grosser Rat fordert mehr Parkplätze
39 Parkplätze sollen an Freiburgerstrasse bestehen bleiben – dem Parlament ist das zu wenig

Von Martin Regenass

Basel. Michael Wüthrich, Präsident der
Umwelt-, Verkehrs- und Energiekom-
mission (Uvek) war die Enttäuschung
nach der gestrigen Grossratsdebatte ins
Gesicht geschrieben. Stimmte die Uvek
dem Ratschlag zur Sanierung der Frei-
burgerstrasse zwischen der Hochber-
gerstrasse und dem Zoll Otterbach noch 
einstimmig mit 13 zu null Stimmen zu,
wendete der Grosse Rat das Blatt ges-
tern. 45 Parlamentarier beantragten
gegenüber 40 bei fünf Enthaltungen,
den Ratschlag an Regierungsrat 
Hans-Peter Wessels (SP) und dessen 
Bau- und Verkehrsdepartement (BVD)
zurückzuweisen. Dieses muss nun die
Pläne für die Sanierung des Abschnitts
an der Freiburgerstrasse neu überarbei-
ten und dafür sorgen, dass nicht wie
geplant 61 von 100 Parkplätzen abge-
baut werden, sondern weniger. 

Der Abbau in dieser Höhe wird nach 
den aktuellen Plänen notwendig, weil
im Bereich der Kreuzung Hochberger-
strasse eine zusätzliche Einspurstrecke 
geschaffen werden soll. Darüber hinaus 
soll der Radweg in Richtung Basel, der
heute ein Mergelweg ist, zugunsten von 
29 Bäumen entlang des Bahndamms
aufgehoben werden. Der Radweg in 
Richtung Basel soll nach den aktuellen
Plänen auf die andere Seite angrenzend
an das Waldstück verlegt werden. Bei
der Einfahrt in die Neuhausstrasse soll 
ein Kreisel gebaut werden.

Wüthrich (GB) sprach von «unhalt-
baren Zuständen» für die Velofahrer, 
die heute in diesem Abschnitt unter-
wegs sind. «Es handelt sich um eine
kantonale Velobasis und eine Pendler-
route», da könne es nicht sein, dass sich 
Velofahrer und Fussgänger die Strasse

teilen müssen. Zudem genüge die Kapa-
zität der Freiburgerstrasse in diesem
Bereich dem gestiegenen Verkehrsauf-
kommen nicht mehr. «Die Rückstaus
behindern auch die 55er-Buslinie.»
Weshalb die Vertreter der bürgerlichen
Parteien in der Uvek mit dem Geschäft 
einverstanden waren, in der Grossrats-
sitzung aber die Rückweisung bean-
tragten, erklärte Wüthrich so: «Wahr-
scheinlich sitzen bei den Bürgerlichen
die falschen Leute in der Kommission.»

SP-Grossrat Jörg Vitelli sprach 
davon, dass die Bürgerlichen in der
Uvek Leute hätten, die «eben weiter- 
denken würden» oder aber, dass diese 
möglicherweise mit «gezinkten Karten»
gespielt hätten.

Dieser Aussage widersprach
Uvek-Vizepräsident Heiner Vischer
(LDP) vehement. «Das Projekt hat
durchaus seine guten Seiten. Die
 Verbesserung des Verkehrsflusses ist

notwendig und die Strasse muss den
aktuellen Bedürfnissen angepasst wer-
den.» Es sei aber auch wichtig, einige 
Parkplätze zu retten. Vischer: «Den
Veloweg könnte man anstatt der Bäume
unterhalb des Bahndamms realisieren.»

Sanierung unbestritten
Dass die Sanierung der Strasse und

der Leitungen für über sechs Millionen
Franken notwendig ist, wurde von kei-
ner Partei infrage gestellt. Den Bürgerli-
chen ging einfach der hohe Verlust der
Parkplätze zu weit. Die FDP und SVP 
drohten gar mit dem Referendum, hätte
das Parlament den aktuellen Ratschlag 
durchgewunken. SVP-Grossrat Edi
Rutschmann: «Wir wehren uns gegen 
diesen unsäglichen Parkplatzabbau.
Damit muss nun im Interesse unserer 
Bevölkerung endlich Schluss sein.»

Dass das Geschäft schlank durch die
Uvek ging, hängt möglicherweise auch 

mit den Zahlen zusammen, welche im
Ratschlag über die Belegung der Park-
plätze stehen. Von den 100 bewirtschaf-
teten Plätzen, so der Ratschlag, würden
heute zirka 22 regelmässig genutzt. Ein
Angebot mit 39 könne daher als absolut
ausreichend angesehen werden. Um
solche Belegungszahlen entbrannte 
denn auch eine Diskussion. Nicht alle 
Grossräte trauten den Zählungen des
BVD. Das veranlasste Wüthrich gar
dazu, Luftaufnahmen vom 23. Juni 
2015 um 16.30 Uhr zu zeigen, als die
Parkfelder nur spärlich belegt waren.

Damit dürfte sich der Uvek-Präsi-
dent noch erhofft haben, die Stimmen 
der GLP-Parteimitglieder auf seine Seite 
zu bringen. Schliesslich hatte die Frak-
tion das Stimmverhalten offen gelassen.
Trotz aller Versuche in einer engagier-
ten Debatte brachte der Uvek-Präsident 
sein Anliegen nicht durch. Es blieb die 
Enttäuschung.

Ein Schrittchen aus der «Mittelstand-Steuerhölle»
Grosser Rat überweist Motion für eine Entlastung der Durchschnittsverdiener in Basel-Stadt

Von Franziska Laur

Basel. Es ist eine Motion des Grün-
liberalen Dieter Werthemann, und er
verteidigte sie gestern vehement: In
Basel seien sehr hohe und sehr tiefe
 Einkommen verhältnismässig normal
besteuert. Nur der Mittelstand ächze 
unter enorm hohen Steuern. Dies will er
ändern, und er bekam von allen Bürger-
lichen Support. So will man erreichen,
dass die Regierung eine Teilrevision des
Steuergesetzes vornimmt.

Der Regierungsrat argumentiert,
dass die verlangte Senkung hohe Steu-
erausfälle zur Folge hätte. Man spreche
dabei von mindestens 49 Millionen
Franken. Ausserdem habe für den
Regierungsrat die Unternehmens-
steuerreform III die absolute Priorität.
Da schon diese Reform zu Einnahme-
ausfällen führen würde, benötige der
Kanton einen finanziellen Handlungs-
spielraum.

Es gebe auch keine triftigen Gründe
für diese Steuersenkungen. Schliesslich 
seien Belastungsunterschiede zu den
umliegenden Gemeinden zu gering. So
zahlt beispielsweise eine Einzelperson

ohne Kinder mit einem Nettolohn von 
50 000 Franken in Basel 5785 Franken
Steuern und in Liestal 5265 Franken.
Verdiene eine Einzelperson jedoch eine
halbe Million Franken netto, so bezahle
sie in Basel 116 260 Franken und in
Liestal 138 331 Franken. Aus den
 Reihen der Bürgerlichen kam jedoch 
der Vorwurf, dass dies ein schlechter 
Vergleich sei. Besser wäre es gewesen,
Zürich heranzuziehen. Dort zahle der
Mittelstand weit weniger Steuern.

Die Mittelschicht vergessen
Wie Lorenz Nägelin für die Fraktion 

SVP argumentierte, habe man in der
Vergangenheit zwar die Unter- wie auch 
die Oberschicht steuerlich entlastet,
jedoch die Mittelschicht vergessen.
«Diese befindet sich in der Steuerhölle.» 
Es sei höchste Zeit, dass man diese
zumindest minimal entlaste. 

Tanja Soland (SP) argumentierte 
allerdings, das von den Motionären
bezifferte Einkommen von 200 000
Franken liege an der obersten Grenze
eines mittelständischen Einkommens.
Für ihre Partei liege das bei einem Ein-
kommen um die 80 000 Franken. David

Wüest-Rudin (GLP) wehrte sich darauf
vehement gegen den Vorwurf, man
wolle die Privilegierten entlasten. Die
Gesetzgeber hätten diesen Betrag von 
200 000 Franken definiert. Die Regie-
rung sei frei, eine Variation vorzuschla-
gen, welche durchaus unter 200 000
Franken liegen könne.

Motions-Initiant Dieter Werthe-
mann wies darauf hin, dass in der
Staatsrechnung 58 Millionen Franken
nachhaltig über Budget eingenommen
worden seien. «Wenn man davon die 
49 Millionen Franken abzieht, welche
die Senkung für den Mittelstand allen-
falls kostet, steht man immer noch posi-
tiv da.» Anzunehmen sei, dass dieser 
Betrag nur im ersten Jahr als Ausfall 
verbucht werden müsse. «Denn jede
Steuersenkung hat Wirkung und löst 
eine Dynamik aus.» So sei zu vermuten,
dass die Steuersenkung zusätzliches
Steuersubstrat anziehen könne. «Der 

Steuerausfall von 49 Millionen Franken
mag im ersten Jahr anfallen, aber in den
folgenden Jahren kann man die Steuer-
einnahmen wieder steigern.»

Auch SP für Steuersenkung
Tanja Soland sagte, dass sich die

SP-Fraktion nicht mehr kategorisch 
gegen Steuersenkungen wehre. Die
Frage sei vielmehr, wie man das tue.
Wichtig sei, dass man zuvor die Fol-
gen der Unternehmenssteuerreform III
abschätzen könne. Und sie sagte wei-
ter: «Wir möchten eine Steuersenkung
für alle. Und wir wollen auch, dass die
Finanzen danach im Lot bleiben.» Ihre 
Partei habe nämlich den Verdacht, dass
die Bürgerlichen nach einer Steuersen-
kung argumentieren, jetzt müsse man
auch bei den Ausgaben noch mehr
 sparen. Sie bekam Rückendeckung von 
den Grünen, während die Bürgerlichen
für die Überweisung der Motion ein-
traten.

Mit 48 Ja zu 40 Nein bei einer Ent-
haltung wurde die Motion überwiesen.
Damit muss sich der Regierungsrat
gründlich mit einer Senkung der Steu-
ern für den Mittelstand beschäftigen.

Vorvertrag für 
neue Moschee
Ab 2020 im nördlichen Anbau
des Kasernenareals beheimatet 

Von Franziska Laur

Basel. Keine grossen Diskussionen
löste der Kommissionsbericht zur Peti-
tion «Erhalt der Kasernen-Moschee»
aus. Die Moscheekommission ist seit 
über 40 Jahren Mieterin im Dachstock
des Oberen Rossstalls auf dem Kaser-
nenareal. Das Gebäude ist mittlerweile 
stark sanierungsbedürftig und die
aussen liegende Wendeltreppe muss
den Gesetzen angepasst werden.

Das Präsidialdepartement ist im 
Zuge der Suche nach einer Alternative
auf den nördlichen Anbau des Kaser-
nenareals als Möglichkeit für die Fort-
führung des Moscheebetriebs gekom-
men. Da dieser den gewünschten räum-
lichen und funktionalen Anforderun-
gen entspricht, habe man in der Folge 
mit der Moscheekommission einen Vor-
vertrag über die Vermietung von Räum-
lichkeiten im Kasernenhauptbau abge-
schlossen. Nach der Fertigstellung, frü-
hestens im Jahr 2020, wird nun also die 
Moschee dort weiter betrieben werden
können.

Nachrichten

Neue Mitglieder für 
Kommissionen

Basel. Für Nora Bertschi, die aus der 
Gesundheits- und Sozialkommission
austritt, rückt neu Daniel Spirgi (GB)
nach. Die Nachfolge für den fraktions-
losen Michel Rusterholtz in der Finanz-
kommission tritt Alexander Gröflin
(SVP) an. Daniela Stumpf (SVP) ersetzt
den ehemaligen SVP-Politiker Ruster-
holtz in der Wirtschafts- und Abgabe-
kommission. mar

Kredit für Sportanlage 
Schorenmatte
Basel. Der Grosse Rat hat mit 87 zu
einer Stimme einen Kredit über 5,4 Mil-
lionen Franken bewilligt. Mit dem Geld
soll die Sportanlage Schorenmatte 
 instandgesetzt werden. Der Sportplatz 
braucht neue Garderoben und Spiel-
felder. mar

Anzug «Lebendiges 
Basel» abgeschrieben
Basel. Der Anzug «für ein lebendiges
Basel» wurde vom Grossen Rat abge-
schrieben. Damit hätten die Linken
mehr Freiheit bei der Nutzung des
öffentlichen Raums schaffen wollen. 
Bauvorschriften sowie die Umsetzung
des Lärmschutzes würden die kulturelle 
Freiheit zu stark beschneiden. Ausser-
dem solle die Musik- und Clubkultur als
Standort- und Wirtschaftsfaktor aner-
kannt, berücksichtigt und gefördert
werden. Der Regierungsrat argumen-
tierte jedoch, die Rheingasse könne
dank der Einführung des Verkehrskon-
zepts Innenstadt entsprechend den
Anliegen der Anzugssteller genutzt wer-
den. Sie präsentiere sich bereits jetzt
als lebhafter Begegnungsort mit Boule-
vardgastronomie. Mit 50 zu 31 Stimmen
wurde der Anzug abgeschrieben. ffl

Katja Christ. 
GLP

Alexander 
Gröflin.  SVP

Toya Krumme-
nacher.  SP

Mustafa Atici.
SP

Patricia von
 Falkenstein.  LDP

Nur spärlich genutzt?  Gestern kurz nach Mittag parkierten relativ viele Autos an der Freiburgerstrasse.  Foto Lucian Hunziker

Grosser Rat
Berichterstattung aus
dem Rathaus


